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Mit einer Kundgebung am kom-
menden Montag vor dem Nürnber-
ger Nordklinikum wollen Sie den 
Auftakt geben für den Versuch, im 
süddeutschen Raum die antimilita-
ristische mit der Gewerkschaftsbe-
wegung im Kliniksektor zusammen-
zuführen. Ihr Aufruf richtet sich an 
die Bevölkerung sowie an die Be-
schäftigten. Wie ist das Motto »Wir 
werden euch nicht helfen können« zu 
verstehen?
Das Motto stammt ursprünglich von 
der IPPNW (Internationale Ärzte zur 
Verhütung des Atomkrieges) aus den 
1980er Jahren. Es besagt, dass es eine 
gefährliche Utopie sei, zu glauben, dass 
ein Krieg gegen Russland und sogar 
ein Atomkrieg irgendwie handhabbar 
wären. Statt uns auf einen Krieg vorzu-
bereiten, sollten wir lieber alle Kraft da-
rauf verwenden, ihn zu verhindern. Und 
deshalb müssen wir uns den Kriegsvor-
bereitungen unserer eigenen Regierung 
entgegenstellen.
Was sagen Sie denen, die behaup-
ten, die von Russland ausgehende 
Kriegsgefahr mache im Land kriegs-
tüchtige Krankenhäuser nötig? 
Niemand zwingt der NATO einen 
Krieg auf. Eine Bedrohung der NATO 
durch Russland ist eine Lüge. Es sind 
die USA und die NATO, die seit dem 
Ende des Ostblocks einen völkerrechts-
widrigen Angriffskrieg nach dem an-
deren führen und Russland militärisch 
bedrohen. Es war Deutschland, das im 
vergangenen Jahrhundert zweimal ver-
sucht hat, sich durch Raubkriege die 
russischen Bodenschätze anzueignen.
Der Westen braucht dieses Propaganda-
märchen, weil der Kapitalismus in den 
westlichen Staaten in einer existen-
tiellen Krise steckt. Das Kapital kann 
durch Investitionen in Produktion nicht 
mehr genügend Gewinne erwirtschaf-
ten und die absurde Finanzblase wird 

irgendwann platzen. Krieg erscheint als 
Ausweg. Die Systemkrise wird dann 
kein Thema mehr und nach riesiger 
Kapitalvernichtung durch Zerstörung 
kann beim Wiederaufbau ordentlich 
Profit gemacht werden. Die herrschen-
de Klasse hofft dabei, in ihren Bunkern 
ungeschoren davonzukommen.
Was sind die konkreten Pläne der 
Bundesregierung für die Militarisie-
rung des Gesundheitswesens?
Die Regierung arbeitet an einem »Ge-
sundheitssicherstellungsgesetz«. Es 
ist Teil der Notstandsgesetzgebung 
und könnte bereits aktiviert werden, 
wenn der Spannungsfall ausgerufen 
wird. Den fordert zum Beispiel der 
CDU-Politiker Roderich Kiesewetter. 
Dazu braucht es noch gar keinen Krieg 
in Deutschland. Geregelt werden soll 
in diesem Gesetz zum Beispiel, dass 
ausgebildetes Pflegepersonal zum 
Arbeiten in Krankenhäusern zwangs-
verpflichtet werden kann. Arbeit-
nehmerrechte können dann mit einem 
Federstrich außer Kraft gesetzt werden. 
Krankenhäuser sollen der Befehlsge-
walt der Bundeswehr unterstellt werden 
und die Behandlung von Soldaten 
bekommt absoluten Vorrang. Zivile 
Patienten kommen dann zum Schluss 
dran beziehungsweise werden gar nicht 
behandelt.
Bereits seit Jahren klagen die Be-
schäftigten des Gesundheitssektors 

über schlechte Arbeitsbedingungen 
und Überlastung. Wäre es dann 
nicht hilfreich, wenn Geld aus dem 
sogenannten Sondervermögen in die 
Krankenhäuser fließen würde?
Die Krankenhäuser wurden in der 
Vergangenheit der Profitlogik unter-
worfen – viele wurden privatisiert, 
geschlossen, Pflegepersonal wurde 
drastisch eingespart. Nichts davon soll 
zurückgenommen werden. Das Geld 
aus dem Sondervermögen soll zum Bei-
spiel für Bunker, Materiallager und den 
Aufbau von Bettenkapazitäten für den 
Kriegsfall ausgegeben werden. An der 
katastrophalen Arbeitsüberlastung und 
der schlechten Patientenversorgung än-
dert das nichts. Die Hallerwiese-Cnopf-
sche Kinderklinik mit 3.000 Geburten 
im Jahr soll zum Beispiel verkauft wer-
den. Die Zukunft ist ungewiss.
Dies wird nicht die erste Kundge-
bung sein, die Sie zu diesem Thema 
organisieren. Bereits im November 
waren Sie auf der Straße und Sie pla-
nen eine Veranstaltung im nächsten 
Jahr.
Ja, wir hatten bereits im November 
eine Kundgebung vor dem Klinikum 
Nord, die auf viel Interesse gestoßen ist 
und die vor allem gezeigt hat, dass es 
sehr wenig Wissen über die Pläne zur 
Militarisierung der Krankenhäuser gibt. 
Deshalb machen wir auch nach dem 
8. Dezember weitere Kundgebungen 
und am 13. Februar 2026 eine Informa-
tionsveranstaltung in Nürnberg unter 
anderem mit Nadja Rakowitz von der 
Vereinigung demokratischer Ärztinnen 
und Ärzte sowie Gewerkschaftsvertre-
tern aus dem Nürnberger Klinikum.
� Interview: Hendrik Pachinger

Braucht es kriegstüchtige 
Krankenhäuser?
Das Gesundheitssystem könnte bereits im »Spannungsfall«  
der Bundeswehr unterstellt werden, warnt Mischa Brugmann

Mischa Brugmann ist Sprecher 
der Initiative solidarischer Arbeiter-
Innen (ISA) mit Sitz in Nürnberg

Mumbai am Mittwoch unter der Dunstglocke: Immer wieder protestieren Bewohner in indischen Metropolen  
gegen Smog und dicke Luft 
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Friedenspropaganda

D as ganz große Rüstungspaket kommt, und zwar schnell. Es sind 
monströse Summen, die größte Neuverschuldung in der Ge-
schichte der Bundesrepublik, Kriegsmaterial im Umfang von 
Hunderten Milliarden, potentiell ohne Obergrenze.

Nachdem Union und SPD sich am Dienstag auf Milliardenkredite für 

Aufrüstung und Infrastruktur in bisher ungekannten Ausmaß verständigt 

hatten, stieß das Vorhaben am Mittwoch bei Gewerkschaften und Kapitalver-

bänden auf weitgehende Zustimmung. Tanja Gönner, Hauptgeschäftsführerin 

des Bundesverbands der Deutschen Industrie, sagte, das Finanzpaket sende »ein 

wichtiges Signal, um die gefährliche Abwärtsspirale aus ausbleibenden Investi-

tionen und Wachstumsschwäche zu stoppen und verteidigungsfähig zu werden«. 

Zusätzliches Geld allein werde es allerdings nicht richten, nötig seien zudem »be-

herzte Strukturreformen«. Was das heißt, machte Arbeitgeberpräsident Rainer 

Dulger deutlich: Erhöhung des Renteneintrittsalters und Einschnitte bei Renten- 

und Gesundheitsleistungen, um die Sozialbeiträge dauerhaft auf 40 Prozent zu 

drücken. »Ohne eine Begrenzung der Sozialbeiträge wird es keinen nachhaltigen 

Aufschwung geben.«Von den Gewerkschaften ist derweil kein Widerstand zu erwarten. »Insbeson-

dere vor dem Hintergrund globaler Unsicherheiten müssen wir Europas Vertei-

digungsfähigkeit stärken und dürfen dabei gleichzeitig sozialen Fortschritt nicht 

ausbremsen«, verkündete DGB-Chefin Yasmin Fahimi. Zuspruch auch von der IG 

Metall. Deren Erste Vorsitzende Christiane Benner erklärte: »Den jetzigen Vorstoß 

begrüßen wir klar. Die wirtschaftliche, gesellschaftliche und die geopolitische Situ-

ation erfordern Weitblick.«Kritik, mehr an der Form als an der Sache selbst, kam von der Partei Die Linke. 

Partei- und Fraktionsspitze teilten am Mittwoch mit, das Sondervermögen Infra-

struktur im Grundsatz zu unterstützen, einen Blankoscheck für Aufrüstung dürfe 

es indes nicht geben. »Das ist ein beispielloser und äußerst bedenklicher Vorgang.« 

Die Vorsitzenden von Partei und Fraktion kündigten zudem eine rechtliche Prüfung 

darüber an, ob die von Union und SPD geplante Entscheidung noch durch den alten 

Bundestag überhaupt verfassungskonform sei.
Unter denjenigen, die wie Gewerkschaften und Linkspartei kreditfinanzierte 

Investitionen in eine Erneuerung der maroden Infrastruktur begrüßen, nennt 

niemand das Offensichtliche: Gemäß der Logik einer »militärischen Mobilität« 

müssen Straßen, Schienen und Häfen des Landes in Schuss gebracht werden. Das 

Militärische hat auch hier Vorrang.Wie junge Welt am Mittwoch aus Parlamentskreisen erfuhr, soll der alte Bun-

destag am Donnerstag kommender Woche erstmals über das in den Sondierungen 

von Union und SPD vereinbarte Finanzpaket für Verteidigung und Infrastruktur 

beraten. Am darauffolgenden Dienstag soll dann nach zweiter und dritter Lesung 

abgestimmt werden. Für die notwendige Zweidrittelmehrheit kommt es auf eine 

Zustimmung vor allem der Grünen an.Konkret sieht die Vereinbarung von Union und SPD neben dem Sondervermö-

gen Infrastruktur in Höhe von 500 Milliarden Euro vor, dass die im Grundgesetz 

verankerte Schuldenbremse so angepasst werden soll, dass Rüstungsausgaben aus-

genommen sind, die über einem Prozent des Bruttoinlandsprodukts liegen. Nach 

oben soll es keine Deckelung geben, ermöglicht werden damit also theoretisch 

unbegrenzte Kredite. Refinanziert soll die Anschaffung von Kriegsgerät und die 

Bereitstellung von Kriegsinfrastruktur mit einem erhofften Wirtschaftswachstum, 

das wiederum mittels erweiterter Staatsschulden, nämlich dem Sondervermögen 

Infrastruktur zu generieren sei. Im Klartext: Die schuldenbasierte Aufrüstung soll 

finanziert werden durch schuldenbasierte Investitionen in die Infrastruktur.

Abgesehen von der vorrangigen Tatsache, dass ein waffenstarrendes Deutschland 

immer eine Gefahr für die Welt ist, stellt sich die Frage, wer die Zeche zumindest 

langfristig zu zahlen hat. Die Kriegsgerätekredite werden früher oder später getilgt 

werden müssen – und zwar vor allem mit Mitteln aus dem Bundeshaushalt, weshalb 

bei anderen Etatposten zu kürzen sein wird. Allerspätestens dann ist die ganze An-

gelegenheit eine direkte klassenpolitische Auseinandersetzung. Besser, der Wider-

stand gegen die monströse Militarisierung dieses Landes beginnt schon jetzt.
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Astronomische Summen: Union und SPD 
verständigen sich auf eine gigantische  
Aufrüstung. Von Daniel Bratanovic
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Nicht mit uns!
Milliarden für die Rüstung?
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Nach langem Hin und Her hat Öster-reich eine neue Regierung. Deren Sparpläne verheißen nichts Gutes. Von Andreas Pittler

»Zuckerl«  aus Wien
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MachtdemonstrationBundesregierung bleibt UN-Konferenz zum Atomwaffensperrvertrag fern. Ein Gespräch

MordamerikaMexiko will illegalen Waffenhandel aus den USA bekämpfen, findet aber kein Gehör

MordfahrerMannheim: Tatverdächtiger des Pkw-Attentats soll einer Reichsbürger-gruppe nahe gewesen sein

2
3

4

jungewelt.de/aktionsabo

30 Tage für 25 Euro*
Abonnieren und verschenken

* Abo endet automatisch

Medienschau
Seit je eigentlich leidet die SPD 

an motorischen Störungen. Ihr 
Standbein hält sich für das Spiel-
bein, ihr Spielbein fürs Stand-
bein. Wort und Tat, ein tiefer Riss. 
Linksflügler mahnen alte Ideale 
an, als Zentristen getarnten 
Rechtsflüglern überlässt man 
die Geschäfte. 2019 nahm Kevin 
Kühnert das Wort »Enteignung« 
in den Mund und sah sich in den 
kommenden Jahren verdammt, 
seine Geschäftsfähigkeit zu be-
weisen. Nun ist Bärbel Bas an 
der Reihe. Auf dem Arbeitgeber-
tag hatte sie vor einem kaum 
gewogenen Publikum ein wenig 
rumgeblümt: Die Renten sind 
sicher. Man lachte, durchaus zu 
Recht, denn Bas’ subtile Unter-
scheidung von Beitrags- und 
Steuergeldern ist unerheblich. 
Wer da aber lachte, waren keine 
Fachleute, vielmehr ein ziem-
lich motiviertes Milieu. Auf dem 
Bundeskongress der Jusos legte 
die Ministerin nun nach. Das Wort 
»Klassenkampf« fiel, mitsamt 
Bekenntnis, »gegen wen wir 
eigentlich gemeinsam kämpfen 
müssen«.

Das in Minderheitenschutz gut 
trainierte Feuilleton sprang der be-
sitzenden Klasse bei. Bas sei keine 
Verdi-Sekretärin, sie »ist Arbeits-
ministerin – zuständig für Millio-
nen Beschäftigte, die ziemlich froh 
sind, dass sie überhaupt noch einen 
Arbeitgeber haben«, kommentiert 
die Süddeutsche Zeitung. Sozial 

ist, was Arbeit schafft, oder: Halts 
Maul, und sei dem Typen, der an 
dir verdient, dankbar, dass er dich 
ernährt. »Da fragt man sich (…), 
ob die SPD eigentlich noch eine 
Arbeiterpartei ist.« Da fragt man 
sich, wer sich das heute noch fragt. 
»Ausgerechnet jetzt«, schließt das 
Blatt, »zettelt die Arbeitsministe-
rin einen Klassenkampf an.« Jetzt, 
das meint die Rezession, in der 
allein Kapital noch Not hat, nicht 
die Menschen.

Im Cicero formuliert Bas’ Par-
teigenosse Matthias Brodkorb das 
Credo seiner Partei: »Wer sich 
anstrengt, muss dafür belohnt wer-
den; und wer darauf einfach keinen 
Bock hat, soll bleiben, wo der 
Pfeffer wächst.« Demnach könnte 
die SPD noch heute mit der FDP 
fusionieren. Zusammen schaffen 
sie vielleicht die fünf Prozent. 
»Volksparteien benötigen keine ge-
schlossene politische Ideologie«, 
fasst Brodkorb die geschlossene 
politische Ideologie seiner SPD 
zusammen.

Und während im Focus mit »Be-
tonkopf-Bärbel« das klassische 
Narrativ Kapital = Vernunft, Sozia-
les = Gefühl bedient wird, nennt 
Markus Lanz in der nach ihm 
benanntesten TV-Show Bas’ Worte 
einen »intellektuellen Tiefstflug«, 
worauf Alexander Schweitzer sie 
paternalistisch als »emotionale Re-
aktion« entschuldigt. Ganz einig 
scheint man sich nicht zu werden, 
ob Klassenkampf gefürchtet oder 
verniedlicht werden soll. � (fb)
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